
Dezember 2004                                                                                                                                                                                       23EU-Präsidentschaft

 Viele der anhängigen Dossiers machen 
diese beide Optionen deutlich: Die 
Luxemburger Regierung wird die kon-
krete Umsetzung des Kyoto-Abkom-
mens bearbeiten müssen, in deren Mit-
telpunkt der Beginn des Emissionshan-
dels ab dem 1. Januar 2005 steht, die 
aber auch neue Initiativen im Bereich 
der Transport- und Energiepolitik auf 
europäischer Ebene braucht; darüber 
hinaus ist der Erwartungsdruck auf 
die Luxemburger groß, erste Prioritä-
ten hin zur nächsten Post-2012 Kyoto
Verhandlungsrunde festzulegen. 
Während den nächsten Monaten muss 
die EU ihre Verhandlungsposition dies-
bezüglich definieren. Harte Diskussio-
nen kündigen sich an, da die EU hier 
auch eigene klare Zielsetzungen für die 
CO2 Emissionen für die Zeithorizonte 
2020 oder 2050 bestimmen muss.

Ein anderes wichtiges Dossier ist die 
Reform des Euratom-Vertrages, die von 
Luxemburg dazu genutzt werden sollte, 
um die EU endlich von der Förderung 
der unsinnigen Atomkraft abzubringen. 
Hier bietet sich besonders eine Zusam-
menarbeit mit Österreich an, ein Land, 
das im ersten Halbjahr 2006 den Vor-
sitz innehat. Ein weiterer Punkt auf 
der Agenda ist die Chemikaliendirek-
tive Reach: Die EU-Kommission hat 
nach fünf Jahren Beratungen im Okto-
ber 2003 eine Direktive zur Kontrolle 
des europäischen Chemikalienmarktes 

vorgelegt. Die Chemikaliendirektive 
ist angesichts des drastisch zugenom-
menen Chemikalienvolumens und der 
erheblichen gesundheitlichen Folgen ein 
Meilenstein in der EU-Umwelt- und 
Gesundheitspolitik. Der Entwurf soll 

alle Chemikalien vor ihrer endgültigen 
Marktzulassung einer gesundheitlichen 
Risikoabschätzung unterwerfen und 
damit Licht in die bestehende immense 
Grauzone bringen.

Angesichts dieser großen umweltpo-
litischen Herausforderungen hat die 
Luxemburger EU-Ratspräsidentschaft 
bisher der Umweltpolitik bei ihren 
öffentlichen Stellungnahmen zu wenig 
Aufmerksamkeit geschenkt.  Zwar 
haben der Umwelt- und der Europa-
minister bei ersten Kontakten auf der 
EU-Ebene durchaus erkennen lassen, 
dass sie die Erfolge der Luxemburger 
EU-Ratspräsidentschaft auch an der 
umweltpolitischen Bilanz messen und 

durch ein Zusammenspiel der wichti-
gen Dossiers - Stabilitätspakt, Reform 
der EU-Finanzen und Lissabon-Refor-
magenda - einer qualitativen Wachs-
tumspolitik den Vorrang geben möch-
ten. Doch eine schlagkräftige Vision, die 
den starken wirtschaftsliberalen Gegen-
kräften den Wind aus den Segeln neh-
men würde, ist bisher nicht zu erken-
nen.  

Auffällig ist vielmehr eine zu starke poli-
tische Zurückhaltung, die leicht auch 
als gewisse Perspektivlosigkeit gedeu-
tet werden kann. Mangels einer klaren 
Botschaft eilt dieser EU-Präsidentschaft 
bereits ein wenig der Ruf voraus, 
sie könnte zu einem reinen Ver-
waltungsakt werden. Ein Detail, das 
allerdings Hintergrund offenbart: Wäh-
rend andere EU-Ratspräsidentschaften 
bereits Monate vor dem eigentlichen 
Beginn ihrer Amtsperiode mit mehr 
oder weniger großem Aufwand Anzei-
gen schalten, eine Identität schaffen und 
sich einen Slogan geben, hat die Luxem-
burger Regierung bisher wenig Anstren-
gungen in dieser Richtung unternom-
men. Dies wird im Bereich der Umwelt- 
und Sozialpolitik besonders deutlich. 
Diese Haltung kann einer realistischen 
Einschätzung der reellen Einflussmög-
lichkeiten der Luxemburger Präsident-
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schaft entsprechen - einflussgebend 
sind schliesslich nicht nur die Wünsche 
Luxemburgs, sondern auch die Prioritä-
ten der vorigen EU-Ratspräsidentschaf-
ten, nationale Wahltermine in den gro-
ßen Mitgliedstaaten und nicht zuletzt 
die Agenda des Sekretariats des Euro-
päischen Rates. Es sollte aber nicht 
verkannt werden, dass dennoch politi-
scher Spielraum besteht, um sich aus der 
bisher an den Tag gelegten Defensive zu 
befreien und beispielsweise das begrü-
ßenswerte Leitmotiv einer stärkeren 
Verknüpfung der europäischen Finanz- 
und Wachstumspolitik mit umwelt- 
und sozialpolitischen Ansprüchen stär-
ker zu thematisieren. 

Die kommenden Wochen und Monate 
sollten zur Bildung dieser gemeinsa-
men Identität der Luxemburger EU-
Ratspräsidentschaft genutzt werden. In 
der sozialen Frage hat die Luxemburger 
Regierung dabei vor allem dank des 
europapolitischen Profils von Staats-
minister Juncker durchaus ein gewis-
ses Gewicht. Im Umweltbereich läuft 
die Regierung allerdings Gefahr, dass 
sich die Konzept- und Profillosigkeit 
der Luxemburger Umweltpolitik, die 
sich unter Goerens/Berger eher noch 
verstärkt hat, in der kurzen verbleiben-
den Zeit schwer aufgearbeitet werden 
kann. 

Die bisherige Zurückhaltung ist umso 
bedauerlicher, als der allgemeine poli-
tische Kontext, in der nachhaltige Poli-
tik entstehen soll, nicht eben günstig ist 
und Engagement und Konsequenz umso 
mehr gefordert sind. Zum einen zeich-
net sich die neue EU-Kommission durch 
eine ausgeprägte neoliberale Grund-
haltung und ein schwach besetztes 
Umweltressort aus; zum anderen macht 
sich in der EU schrittweise eine Renais-
sance der alten Wachstumsrhetorik 
bemerkbar: Modisch eingekleidet in den 
Begriff des “Reformprozesses von Lis-
sabon”, der die EU bis 2010 zur wett-
bewerbsfähigen Wirtschaft der Welt 
machen soll, werden Deregulierung 
und Liberalisierung hochgehalten und 
der alte Trugschluss erneuert, Umwelt- 
und Sozialbelange könnten erst zur 
Geltung kommen, wenn eine liberale 
Wirtschaftspolitik genügend Wachstum 
geschaffen habe.

Der unter der Leitung von Wim Kok vor 
kurzem fertig gestellte Bericht zur Eva-

luierung der bisherigen Reformen im 
Bereich des Lissabon-Prozesses räumt 
der Umweltpolitik zwar einen wich-
tigen Stellenwert ein - beispielsweise 
durch eine konsequente Förderung öko-
logisch sinnvoller Innovationen und 
Umwelttechnologien, die Abschaffung 
umweltschädlicher Subsidien und die 
ökologische Ausrichtung des öffentli-
chen Beschaffungswesens -, allerdings 
werden Umweltbelange bei der kon-
kreten Umsetzung der Politik wieder 
außer Acht gelassen.

So schlägt der Kok-Bericht in seinen 
konkreten Schlussfolgerungen auch vor, 
die EU-Minister sollten sich auf ihren 
Wettbewerbs- und Wirtschaftsgipfeln 
in erster Linie mit der Förderung des 
Wachstums beschäftigen. Diese Vor-

rangstellung wird auch bei der Wahl 
der Indikatoren deutlich, die zur Begut-
achtung der Fortschritte herangezogen 
werden sollen: Während sich Eurostat, 
das statistische Amt der EU, bereits 
seit längerem mit der Ausarbeitung von 
Indikatoren beschäftigt, die Lebensqua-
lität sowie Umwelt- und Sozialbelan-
gen stärker Rechnung tragen, konzen-
triert sich der Kok-Bericht wieder nur 
auf rein quantitative Parameter. Der 
zuvor im Bericht skizzierte ganzheit-
liche Ansatz ist damit wieder schnell 
vergessen. 

Christian Hey, Mitglied des Deutschen 
Nachhaltigkeitsrates, der die Entwick-
lung der europäischen Umweltpolitik 
während seiner langjährigen Lobbytä-
tigkeit in Brüssel begutachten konnte, 
macht die Renaissance der Wirtschafts-
gläubigkeit auch am beachtlichen Erfolg 
der europäischen Umweltpolitik fest. 
Nach seiner Meinung war die europä-

ische Umweltpolitik lange sehr inno-
vativ und erfolgreich und wird daher 
immer stärker insbesondere von Indu-
striekreisen und deren Helfershelfern 
in den Wirtschaftsministerien ange-
griffen. 

Er erkennt mehrere Strategien, die von 
einzelnen EU-Mitgliedstaaten und der 
wirtschaftsnahen Lobby eingesetzt wer-
den, um den Einfluss der Umweltpolitik 
mittel- bis längerfristig zu schwächen: 
Zum einen sei festzustellen, dass dem 
EU-Umweltkommissar bei immer mehr 
Projekten und Direktiven die Federfüh-
rung aus der Hand genommen wird. 

So befasst sich derzeit der EU-Wett-
bewerbsrat (der sich rein aus Wirt-
schaftsministern zusammensetzt) mit 
dem Dossier “Reach”, der Reform der 
Europäischen Chemikalienpolitik und 
es finden harte Kämpfe darüber statt, 
welche Rolle dieser Rat zukünftig beim 
Klimaschutz spielen soll. Zum anderen 
kann sich die immer stärker werdende 
Kultur der “ Impaktstudien” als Bremse 
der EU-Umweltpolitik erweisen: 

Die Umweltpolitik, die dieses Instru-
ment zur Prüfung der Umweltaspekte 
der anderen Politiken fördert, wird nun 
selbst mit diesem konfrontiert und 
auf Schritt und Tritt kontrolliert. So 
tobt augenblicklich ein Streit über die 
Kosten und den Nutzen der Chemika-
lien-Direktive. 

Beide Strategien können, müssen jedoch 
eine anspruchsvolle EU-Umweltpolitik 
nicht unbedingt behindern. Sie kön-
nen der Luxemburger EU-Ratspräsi-
dentschaft auch Argumente an die 
Hand geben, um den hohen Stellen-
wert der Umweltpolitik zu verteidigen: 
So kann den Wettbewerbsanhängern 
entgegnet werden, dass Umweltschutz 
durch Innovation, Qualität und Res-
sourceneffizienz durchaus die industri-
elle Wettbewerbsstellung Europas ver-
bessert und wichtige neue Märkte, bei-
spielsweise in China eröffnet. 

Den Förderern der “Kultur der Impakt-
studien” kann begegnet werden, in dem 
bei der Evaluierung auf die Berücksich-
tigung aller Umwelt- und Gesundheits-
vorteile einer fortschrittlichen EU-Che-
mikalienpolitik gepocht wird und sich 
effizienten und Bürokratie reduzieren-
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den Instrumentarien bei der Umset-
zung der Politik nicht prinzipiell wider-
setzt wird. 

Die Luxemburger EU-Ratspräsident-
schaft sollte hier argumentativ anset-
zen. Sie muss sich in den kommenden 
Monaten neben einer ausgeklügelten 
Strategie auch die fachlichen Mittel 
geben, besonders auch im Bereich der 
Klimaschutzpolitik, die Herausforde-
rungen zu bestehen. Dabei wird ener-
giepolitisch sicherlich die aktive Koope-
ration mit der folgenden britischen EU-
Ratspräsidentschaft von Nutzen sein.      

Ein Blick sollte jedoch auch auf die 
nationale Komponente dieser EU-Rats-
präsidentschaft geworfen werden. Die 
letzte Luxemburger EU-Ratspräsident-
schaft ist nicht nur außenpolitisch kru-
zial. Sie ist auch innenpolitisch ein ent-
scheidender Augenblick, um zu evalu-
ieren, wie Luxemburgs Europapolitik 
gemacht und verbessert werden kann. 
Einige strategische und organisatori-

sche Mängel der Luxemburger Diplo-
matie sind aus Brüssel bereits seit Jah-
ren erkennbar und verstärken sich allen-
falls unter der EU-Ratspräsidentschaft: 

Zu nennen sind der gravierende Fehler, 
im Gegensatz zu vielen anderen EU-
Mitgliedstaaten die europäische Außen-
stelle (représentation permanente) in 
Brüssel fachlich und personell chro-
nisch über lange Jahre hinweg unter 

zu besetzen und das Versäumnis, sich 
weder um eine stärkere Luxemburger 
Präsenz im Mittelbau der europäischen 
Verwaltung zu kümmern, noch diplo-
matisch genügend der stark wachsen-
den Bedeutung des Europaparlaments 
Rechnung zu tragen. Schließlich muss 
auch die mangelnde personelle Aus-
stattung der Ministerien, des Luxem-
burger Parlaments und der einzelnen 
Fraktionen in europapolitischen Fragen 
genannt werden; ein Umstand, der jetzt 
offenbar angegangen werden soll.   
Sollte die diesmalige Luxemburger EU-
Präsidentschaft der neuen Regierungs-
mannschaft diese Mängel endlich deut-
lich werden lassen und zu einem Gene-
rations- und Gesinnungswechsel in der 
Luxemburger Politik führen, wäre diese 
Periode ein innenpolitischer Erfolg. Er 
würde die Qualität der Luxemburger 
Demokratie erhöhen und außenpoli-
tisch mittel- bis längerfristig die Mitbe-
stimmung Luxemburgs in der EU ver-
bessern. 
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